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Amtliches. 


Vom Landtage. 
78. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 18. Juni. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche v. Puttkamer, 
liedberg, Bitter und Kommiſſarien. Die Tribünen ſind überfüllt. 
= Nähe der Journaliſten- Tribüne find mehrere Eiskühler auf 
ellt. 
„Der Präſident fordert das Haus auf, das Andenken ſeines oer 
ſtorbenen Mitgliedes, des Abg. Fackeldey, in der üblichen Weiſe zu 
ehren, und theilt mit, daß das Präſidium den Prinzen Wilhelm zu 
feiner Verlobung beglückwünſcht hat. Eingegangen ſind drei Inter⸗ 
ü 1 die bekannte des Abg. Virchow, betreffend den 
Zollanſchluß Altonas, des Abg. v. Huene, betreffend den Nothſtand 
in Oberſchleſten und des Abg. v. Schorlemer⸗Alſt, betreffend die 
Anordnung von Ermittelungen, ob in Folge der ungünſtigen Witte⸗ 
kungsverhältniſſe in einzelnen Landestheilen Nothſtände zu befürchten 
ſind und Maßregeln zu ihrer Abwendung getroffen werden können. 


IW Auf der Tagesordnung ſteht die zweite Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfs, betreffend Abänderungen der kirchenpolitiſchen 
HGeſetze, bei der die Regierungsvorlage zu Grunde gelegt wird. da 
| die Kommiſſion den Geſetzentwurf, wie er ſich nach ihren eventuellen 
eſchlüſſen geſtaltet hat, in zweiter Leſung im Ganzen abgelehnt hat. 
„ Art. 1 lautet: „Das Staatsminiſterium ift ermächtigt, mit könig⸗ 
ccher Genehmigung, 1) die Grundſätze feitzuftellen, nach welchen der 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten von den Erforderniſſen der 
4 und 11 im Geſetz vom 11. Mai 1873 dispenſtien, auch ausländi⸗ 
chen Geiſtlichen die Vornahme von geiſtlichen Amtshandlungen oder 
ie Ausübung eines der im § 10 erwähnten Aemter geſtatten kann; 
2) den nach SS 4, 8 und 27 im Geſetz vom 11. Mai 1873 erforder⸗ 
lichen Nachweis wiſſenſchaftlicher Vorbildung, ſoweit derſelbe gegen⸗ 
wärtig durch Ablegung einer wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung zu füh⸗ 
ren iſt, anderweitig zu regeln; auch 3) zu beſtimmen, inwieweit 
und unter welchen Vorausſetzungen Perſonen, welche aus ländiſche 
ildungsanſtalten beſucht haben, von den in den SS 1 und 10 
g Ve 72 7 vom 11. Mai 1873 erwähnten Aemtern fern zu hal⸗ 
ken ſind.“ 
Abg. Dr. Brüel beantragt folgende Faſſung: „Das Dr Beklei⸗ 
dung eines SC Amtes im Geſetz vom 11. Mai 1873 88 4 und 8 
vorgeſchriebene Erforderniß der Ablegung einer wiſſenſchaftlichen Staats⸗ 
prüfung it aufgehoben. Der Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
eiten iſt ermächtigt, von den . Erforderniſſen des EB 4 und von 
em Erforderniß des § 11 im gedachten Geſetze zu dispenſiren, auch 
ausländischen Geiſtlichen die Vornahme von geiſtlichen e 
oder die Ausübung eines der im $ 10 erwähnten Aemter zu geſtatten. Die 
Grundſätze, nach welchen dies zu geſchehen hat, ſind vom Staatsmini⸗ 
ſterium mit k. Genehmigung feſtzuſtellen. R 
; Dagegen beantragen die Konſervativen (po. Bandemer und 
Genoſſen), an die Stelle des Art. 1 der Vorlage zu ſetzen: „Das Staats⸗ 
miniſterium iſt ermächtigt, mit k. Genehmigung die Grundſätze feſtzu⸗ 
ſtellen, nach welchen der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten befugt 
iſt, Diejenigen, welche von den geiſtlichen Oberen dem Oberpräſidenten 
in Gemäßheit des Geſetzes vom 11. Mai 1873 benannt ſein werden, von 
den Exforderniſſen der 88 4 und 11 deſſelben Geſetzes zu dispenſiren. 
Ausländiſchen Geiſtlichen kann der Miniſter der 
EEN Angelegenheiten die Vornahme von Amts⸗ 
andlungen in den t 

Die Freikonſervativen D. Zedlitz, Stengel und Genoſſen) 
beantragen daſſelbe, wie die Konſervativen, wollen aber die Nr. 3 der 

egierungsvorlage noch als Nr. 2 dazu nehmen. 

Abg. v. Cuny beantragt, bei der 1 über den Antrag 
der Konſervativen („von den Erforderniſſen der 88 4 und 11 des Ge⸗ 
ſetzes vom 11. Mai 1873 zu dispenſiren“) über dieſe beiden Paragra⸗ 
` Hien getrennt abzuſtimmen. (Der S 4 lautet: „Zur Bekleidung eines 
geiſtlichen Amts iſt die Ablegung der Entlaſſungsprüfung auf einem 

eutſchen Gymnaſium, die Zurücklegung eines dreijährigen theologiſchen 
Studiums auf einer deutſchen Staats⸗Univerſität, ſowie die Ablegung 
deiner wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung erforderlich.“) V 
§ 11 lautet: „Zur Anſtellung an einem Knaben - Seminare oder 
Knabenkonvikte iſt die Befähigung zur entſprechenden Anſtellung an 
einem preußiſchen Gymnaſium, zur Anſtellung an einer für die theolo⸗ 
giſche wiſſenſchaftliche Vorbildung beſtimmten Anſtalt, die Befähigung 
EE an einer deutſchen Staats = Univerfität in der Diszplin zu 
ehren, für welche die Anſtellung erfolgt. Kleriker und Predigtamts⸗ 
andidaten müſſen die für Geiſtliche vorgeſchriebene Vorbildung beſitzen. 
Dieſelbe genügt zur Anſtellung an den zur theologiſch-praktiſchen Vor⸗ 
ildung beſtimmten Anſtalten. f 
Referent Abg. Dr. Grimm berichtet über mehrere zur Vorlage 
ene Petitionen 


8 BE Wort über Art. 1 melden ſich 17 Redner, darunter 8 gegen 
nſelben. 5 

Abg. Reichenſerger (Olpe) gegen Art. 1: Es iſt ſchwer, 
ſich zu entſcheiden, ob man für oder DC den Artikel das Wort er⸗ 
Wien ſoll; denn man kann für das, Prinzip, aber gegen die vorge: 
chlagenen Modalitäten ſein. Die Vorlage iſt nicht nur von der 
Kommiſſion in toto abgelehnt, ſondern auch im Einzelnen ſo verſtüm⸗ 
melt worden, daß nicht abzuſehen iſt, ob es gelingen wird, die Kultur⸗ 
ampfgeſetze erträglich zu machen. Das iſt das Verdienſt der Herren 
von der Fortſchriktspartei, der Nationalliberalen und Freikonſervativen. 
| ie ſich ja jetzt auch ſchon die Freiheit nehmen, gegen die Regierung zu 
Iimmen. Grade aus dieſem Verhalten der freikonſervativen Partei 
ziehe ich den Schluß, daß das Geſammtminiſterium und der Miniſter⸗ 
präſſdent nicht den Werth auf die Vorlage legen, wie der Kultus⸗ 
Minifter das von ſich verſichert und ich es auch von ihm glaube, Sie 
(die Freikonſervattwen) ſind die letzte Partei, die noch nicht als Staats⸗ 
zeind hingeſtellt worden iſt, alle anderen haben bereits dieſe Ehre ge⸗ 
habt. (Sehr gut! Beifall.) Sollte ich aber über die Abſichten der 
Regierung im Irrthum fein, dann muß ich folgern, daß ſie einſieht, 
es iſt auf dem bisherigen Wege kein Abſchluß des Kampfes möglich, 
ondern nur durch eine völlige Umkehr. Begreiflich iſt mir ja dann 


die ablehnende Haltung der Nationalliberalen. Bekanntlich zehren die 
Herren Nationalliberalen vom Kulturkampf und ſie ſind auch bereits 
recht gründlich abgezehrt. (Heiterkeit.) Die Regierung ſelbſt will die 
Geſetze ändern. Irren iſt menſchlich, auf dem erkannten Irrthum be⸗ 
harren aber nicht. Wie kann man von einer Schwäche der Regierung 
ſprechen gegenüber einer Partei, deren ganze Stärke ihr Rechtsbewußt⸗ 
ſein iſt, und die von ihrem Gottrertrauen getragen wird? Zu Bürger⸗ 
kriegen wie in früheren Zeiten kommt es doch jetzt nicht mehr. (Rufe: 
Tirol!) Noch ein anderes Geſpenſt wird uns ins Treffen geführt, 
das Geſpenſt der päpſtlichen Weltherrſchaft; mant warn und zittert 
vor dieſer Weltherrſchaft zu einer Zeit, wo die älteſten Souverä⸗ 


nitätsrechte, das ſind die des Papſtes, einfach beſeitigt worden 
ſind, ſeine Herrſchaft ſich auf die Mauern des Vatikans beſchränkt. 


Nun leſe man doch die letzten Depeſchen zwiſchen der Kurie und der 
preußiſchen Regierung; darin wird der Papſt zur direkten Einmiſchung 
in die inneren Verhältniſſe Preußens aufgefordert, er ſoll die Garantie 
für ein be deres Wohlverhalten des Zentrums übernehmen. Nachdem 
nun der Papſt geantwortet, daß er das nicht könne, und er kann es 
nicht, da wir eine ſelbſtſtändige politiſche Partei ſind, ſo heißt es, man 
könne nicht weiter mit dem Papſt unterhandeln, da er nichts zu bieten 
habe. Die Regierung ſollte ſich doch jagen, daß der Papſt ſehr viel 
zu bieten hat, nämlich die Wiederherſtellung des religiöſen Friedens, 
die Wiedererweckung der Liebe zum Staat und den Geſetzen; die Liebe 
muß erworben werden, die Treue werden die Katholiken als Unter⸗ 
thanen des Staates ſtets zu halten wiſſen. Meine politiſchen Freunde 
wünſchen natürlich jede einzelne Milderung der Maigeſetze anzunehmen, 
wir ſind glücklich, wenn nur in einer einzigen verwaiſten Pfarrei die 
Seelſorge wiederhergeſtellt wird. Daß kann aber doch nicht unſer Bes 
denken beſeitigen, daß wir durch unſere Zuſtimmung zu einem einzelnen 
Theile das ganze Prinzip billigen würden. Die Uebertragung der 
Diktaturgewalt an wechſelnde Miniſterien birgt eine große Gefahr in 
ſich, und es iſt gar keine Garantie gegeben, in welchem Sinne die Voll⸗ 
macht angewendet werden wird; das iſt nicht der Weg zu einem wahren 
Frieden und erklärt unſere Haltung. Wie verhält ſich aber die liberale 
Partei? Die Herren ſind nur liberal im Nehmen, nicht im Geben von 
Rechten und Freiheiten. Die Nationalliberalen erkennen an, daß die 
Abſetzung der Biſchöfe über das Recht des Staates hinausgeht, ändern 
aber wollen ſie das Geſetz nicht. Mit dem Artikel 1 ſpeziell kann 
meine Partei nur einverſtanden ſein, wir ſtimmen der Auffaſſung zu, 
daß dieſer Arükel und der Artikel IV den Kern der ganzen Vorlage 
bilden. Die Hauptſache iſt die Frage des wiſſenſchaftlichen Exgmens, 
das man von den Theologen allein verlangt, während alle anderen 
Fakultäten davon befreit find. Man ſollte doch glauben, daß vielmehr 
diejenigen Fakultäten, deren Mitglieder bis zu den höchſten Stellungen, 
zum Miniſter, emporſteigen, dieſe allgemeine Bildung nöthig hätten. 
2 Due, de der geſetzgebenden Körper jollten dieſen Studien 
mit mehr le 
urtheilen. Steht doch ſelbſt im Kommiſſtonsbericht, es fi 
promiſſoriſchen Eid kein beſonderer Werth zu legen, da die katholiſche 
Kirche nach Theorie und Praxis davon dispenſiren könne Iſt das 
nicht ein beleidigender Vorwurf und eine Verkennung des Eides in der 
katholiſchen Kirche? Die katholiſche Kirche giebt nicht dem Einzelnen 
das Recht, Richter in eigener Sache zu ſein und ſich von einem Eide 
zu dispenſiren, ſondern nur ihrem oberen Gewiſſensrichter, dem Papſte. 
(Hört!) Die Examinatoren ſind nicht ſelten verſönlich oder prinzipiell 
aus der katholiſchen Kirche ausgeſchieden und ein junger Kleriker, 
welcher mit einem Zeugniß dieſer Herren verſehen iſt, muß in den 
Augen jedes Biſchofs den Stempel des Rationalismus und Indifferen⸗ 
tismus mit ſich bringen. Man jagt, es ſolle durch das Examen be: 
richtigend auf die Anſchauungen der jungen Kleriker eingewirkt werden. 
Für ſolche Einwirkung müſſen wir danken. Ich denke, Artikel 1 mit 
dem Antrag iſt auch für die Liberalen annehmbar. Leſen Sie doch die 
Beſtimmungen des preußiſchen Landrechts über die Freiheit der Reli⸗ 
gion. Nein, ſeit der großen Fluth, die in dieſem Jahrhundert über 
alle Staaten gekommen, find andere Zeiten und andere Bedürfniſſe 
eingetreten Nach den Bedürfniſſen der Gegenwart muß man das 
Recht ordnen, nicht aber die Mumien der Vergangenheit ausgraben 
Man ſpricht immer vom proteſtantiſchen Staate Preußen und vergißt, 
daß kompakte katholiſche Landestheile zu dieſem Staate hinzugekommen 
find, daß die Krone Deutſchlands feinem Könige übertragen worden 
iſt unter der Zuſtimmung aller katholiſchen Staaten Deutſchlands. 
Da ſoll man Mi den preußischen Traditionen zurückkehren? Ich denke 
gern an die Worte unſeres Königs bei der Krönung in Königsherg. 
„Es gereicht mir zur beſonderen Genugthuung, daß die Verhältniſſe 
der katholiſchen Kirche in meinen Staaten durch Geſchichte, Geſetz und 
Verfaſſung wohl geordnet find.“ Wer kann das heute noch ſagen? 
Fetzt kommt man zum Chaos der Diktatur: „Abyssus abyssum de- 
vorat.“ Dieſen Zuſtand zu beſeitigen, iſt ein hoher Wille im Stande 
und auf dieſen Willen vertraue ich, daß er zu der geſchaffenen Einheit 
des Reiches auch die Einigkeit ſchaffe. Dahin muß das Streben der 
konſervativen Partei hingehen. Concordia res parvae crescunt, dis- 
cordia vel maximae dilabuntur. (Lebhafter Beifall im Zentrum.) 
Abg. v. Kröcher (für Art. 1): Ich ſpreche nicht im Auftrage 
meiner politiſchen Freunde, nicht weil ich einen anderen Standpunkt 
in dieſer Frage vertrete, ſondern damit nicht etwa der Tadel gegen 
die Form meiner Rede und meine Kritik der Parteien zugleich auch 
auf die meinige falle. Ich habe die Vorlage mit Freuden begrüßt, 
weil ich darin Garantien zur Beendigung des Kulturkampfes und in 
höherem Grade, als ich von der Regierung erwartet hatte, gefunden 
habe. Auf die Depeſchen will ich nicht näher eingehen: mir wäre es 
am liebſten, ſie wären überhaupt nicht gewechſelt worden. Die römiſche 
Kurie und was mit ihr verhandelt wird, geht mich gar nichts an. 
Ich bin Mitglied der königlich preußiſchen Landesvertretung. (Große 
eiterfeit.) Nun, m. H., find wir denn nicht königlich preußiſch? Leben 
wir nicht in königlichen Landen? Wir haben hier über die Vorlage 
der Regierung zu beſchließen und keinen Grund, römiſcher zu ſein, als 
Rom, und ſtaatlicher, als der Staat. Darum wünſchen wir die An⸗ 
nahme der N 5 und wollen der Regierung die gewünſchten Voll⸗ 
machten geben. Daneben wollen wir durch Art. 12 eine Friſtbeſtim⸗ 
mung für die Geltung des Geſetzes geben, ſo daß jede größere Gefahr 
wegfällt. Dieſe Friſtdeſtimmung ſcheint übrigens das Einzige zu ſein, 
was von der Vorlage angenommen wird, wenn überhaupt etwas an⸗ 
genommen wird. ( Heiterkeit.) Denn es im wohl ausſichtslos. die 
herren von der nationalliberalen Partei für 
Vorlage zu begeiitern. Ich wende mich daher an das Zentrum, dem 
ich auf den Einwurf, daß durch dieſe Vorlage der Kulturkampf nicht 
beſeitigt werde, bemerke, daß fie noch nicht der Friede iſt, ſondern die 


Bedeutung der Friedenspräliminarien hat. Auf Grund derſelben wird 


obliegen, wenn ſie über kirchliche e en 
ei auf den 


die Beſtimmungen der 


man ſchon zu einem Frieden kommen. Damit erledigt ſich wohl der 
Vorwurf der Halbheit, welchen der Vorredner gegen die Vorlage erhob. 
Ich bin bereit, dem Zentrum ſo weit entgegenzukommen als die könig⸗ 
liche Staatsregierung es zuläßt (Große Heiterkeit) und hoffe, daß 
die Herren von der freikonſervativen Partei dabei mitgehen und 
ſich von dem Vertrauen, das ſie dem Fürſten Reichskanzler 
ſchon ſo oft entgegengebracht haben, auch diesmal leiten laſſen werden. 
Die Vorlage enthält Erleichterungen und Verbeſſerungen der Maige⸗ 
fege: ich meine, das Zentrum muß fie annehmen. Daß Sie die Mai⸗ 
geſetze nicht anerkennen, verdenke ich Ihnen nicht. Sie können ſie ja 

nicht anerkennen. Aber von zwei Uebeln wählt man doch das gerin⸗ 

gr Ich begreife vollkommen, daß Sie fie von Ihrem konſtitutionellen 

Standpunkt aus ablehnen, mir wird es gar nicht ſchwer, vom konſtitu⸗ 
tionellen Standpunkt aus De anzunehmen. (Heiterfeit.) Der Vorwurf, 
daß durch dieſe Vorlage die Korruption hervorgerufen werde, iſt ganz 

unbegründet. Wenn Sie annehmen wollen, daß unſere Staatsregies 
rung durch eine Vorlage die Korruption herbeiführen wolle, dann hört 
ja Alles auf, dann iſt ja überhaupt kein Haltens mehr. Der Abg. v. 
Zedlitz hat argumentirt, daß es ſtets eine bewährte Praxis der preußi⸗ 
ſchen Regenten geweſen jet, den Gegner ins Unrecht zu ſetzen, daß. 
wenn durch Ablehnung dieſer Vorlage der Gegner ins Unrecht verſetzt 
ſei, der Kulturkampf wieder losgehen könne. Ohne mir die Argumen: 
tation des Herrn v. Zedlitz anzueignen, muß ich doch bekennen, daß, 
wenn Sie dieſe Vorlage ablehnen, alle diejenigen, welche ein Intereſſe 
am Kulturkampf haben, ſagen werden: „Sie haben es ſo gewollt“, und 
auch ich werde es, wenn auch mit Schmerz ſagen müſſen. Ich bedauere, 
daß der Abg. v. Zedlitz, welcher ſich durch und durch foniervativ nennt, 
allerdings erſt in letzter Linie nach der Aufzählung mancher anderen 
Eigenſchaften, von der Regierungszeit des hochſeligen Königs und dem 
Anfang der Regierung des jetzigen als von einer Zeit des nationalen 

Niederganges ſprechen konnte. Nun war ja damals ein tiefer nationa⸗ 
ler Heruntergang, aber bei den ſchmachvollen Ereigniſſen des Jahres 
1848 war es ein Glück für uns, daß wir mit der katholiſchen Kirche in 
Frieden lebten, weil allein durch die Kirche den revolutionären Dette: 
bungen begegnet werden konnte. In der heutigen Zeit des nationalen 
Aufſchwungs, der Zunahme der Sozialdemokratie und der Verbrechen 
wollen wir Frieden mit der Kirche halten. Die Haltung der Fort⸗ 
ſchrittspartei war durchaus konſequent dem, was die Partei früher 
ſagte und erſtrebte. Ich habe mit Befriedigung den Abg. Virchow E 
ſprechen hören. Da ich auf einem ihm völlig entgegengeſetzten Stand? 
punkte ſtehe, ſo war dies die Probe für mich, daß meine Anſichten zl PR 


Ae 2 


find. Ich reſumire mich dahin: ich halte die Regierungsvorlage im — 
1 für ſehr wünſchenswerth, aber aus taktiſchen Gründen empfehle ich 
NC (Beifall rechts. Abg. 
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trauen ſchwerlich in Erfüllung gehen. Kirchliche GN e haben 
für das deutſche Volksleben noch immer eine ſolche Bedeutung, 
daß man auch mit dem Vorurtheil und mit dem Schein 
als vorhandenen Mächten zu rechnen hat. Die Staatsregierung muß 
damit rechnen, daß es einer ſyſtematiſch geleiteten Agitation jederzeit 
leicht iſt, die berechtigtſten Anſprüche des Staats als kirchliche Verfol⸗ 
ung darzustellen. Die tiefverzweigten Verhältniſſe zwiſchen Staat und 

irche ſind der großen Maſſe der Bevölkerung nie ſo einfach darzule⸗ 
gen und verſtändlich zu machen, wie ein glatt redigirter Verſaſſungs⸗ 
artikel. Es gilt dies vorweg von der ganzen Hälfte der Geſellſchaft, 
welcher die geſetzliche Vermuthung zur Seite ſteht, in rechtlichen Din⸗ 
gen unerfahren zu ſein, alſo von den Frauen, denen die Kirche ſich ge⸗ 
rade von ihrer friedfer “igen und liebreichen Seite zeigt. Es ſind aber 
nicht nur die Frauen und Töchter, die von den unterſten bis in die 
höchſten Stufen der Geſellſchaft ein maßgebendes Wort im ſtaatskirch⸗ 
lichen Streit ſprechen, ſondern es iſt der Widerſtreit der religiöſen Be⸗ 
kenntniſſe auf der einen Seite, ein hohes Maß von vornehmer Indo⸗ 
lenz in den gebildeten Klaſſen andererſeits, weiche keineswegs die Ge⸗ 
wißheit giebt, daß in der öffentlichen Meinung Wahrheit und Necht 
ſich von Vu ihre Bahn erkämpfen werden. Die weltbewegende Macht 
der Phraſe verſagt ihre Wirkſamkeit auch in dieſem Gediete nicht. In 
religiöſen Dingen iſt alſo auch der Schein niemals gleichgiltig. Es 
kann dem Staate nicht gleichgiltig ſein, ob alltäglich Tauſende von 
geistlichen Herren und Hunderktauſende von klerikalen Blättchen dem 
Volke predigen: der Staat verjage die amtstreuen Geiſtlichen, um die 
katholiſche Kirche zu zerſtören. Dem gegenüber hat es doch auch wohl 
eine politiſche Zedeutung, wenn der Staat, unbekümmert um die Phra⸗ 
fen, zwei Schritte entgegenkommt, und mit allem, was in ſeinen Kräf⸗ 
ten ſteht, die wirklich vorhandenen Hinderniſſe wegräumt, ſo daß es nur 
vom Kirgenregiment abhängt, die verwaiſten Pfarrgemeinden binnen 
wenigen Monaten zu beſetzen. Daß das nicht geſchieht, um die Kirche 
zu zerſtören, verſteht Jedermann, und es iſt nun ein zweifacher Aus⸗ 
gang möglich. Entweder das Kirchenregiment macht Gebrauch von der 
weit geöffneten Thür, deſignirt die zum Pfarramt geeigneten Per⸗ 
ſonen, ſo weit ſolche vorhanden ſind, zeigt ſolche dem Staat an, 
und überzeugt ſich, daß unter 100 bona fide benannten Perſonen 
99 ohne Anſtand paſſiren: ſo hat die diokletianiſche Chriſtenver⸗ 
folgung ihr plötzliches Ende erreicht; man gewöhnt ſich auch für 
die Zukunſt an den Gedanken, daß zur Abwehr einer allgemeinen 
Chrütenverfolgung ein Bogen Papier ausreicht, und die Reibungen 
zwiſchen Staat und Kirche verlaufen ſo, wie in Baiern, Würtemberg, 
Baden dieſelben Fragen verlaufen find. Oder das katholiſche Kirchen: 
zegiment folgt nach allen gemachten Erfahrungen noch einmal ſeinen 
früheren Rathgebern, weiſt die weit vorgeitredte Hand zurück und macht 
die Bejesung der Pfarren unmöglich durch die halsſtarrige Verweige⸗ 
rung jeder Anzeige: nun in Gottes Namen! Dann wird der Kirchen⸗ 
ſtreit allerdings in eine neue Lage treten, indem der ganze Streit in 
einen Brennpunkt tritt, in die Frage der Anzeigepflicht, in die ſchon 
ſeit vier Wochen Tag für Tag ſichtbarer Alles ſich zuſammendrängt. 
Der öffentlichen Meinung wird dann die ungewöhnliche Zumuthung 
geſtellt, nachzudenken. Sie wird aber dieſer Zumuthung genügen, 
ſobald eine ſehr verwickelte und ſch pere Frage zu einer einzigen Frage 
wird. Die Operationsbaſis, auf der der Kirchenkrieg gegen Preußen 
geführt wird, wird in ihrer ganzen Nichtigkeit und Unwahtheit alsbald 
verſtändlich werden, ſobald fie ſich in eine Frage zuſammendrängt. 
Man kann dem Staat ein jedes echt über die Kirchen beſtreiten, un⸗ 
möglich aber den Anſpruch, daß jeder katholiſche Geiſtliche, der irgend 
ein Recht vom Staat beanſprucht, ſich über die Verleihung des Amts 
ausweiſen muß. Kein Prozeß, kein Vermögensanſpruch, kein Antheil 
an der öſſentlichen Schule, kein kirchliches oder Pfarr⸗Recht oder Vor⸗ 
recht kann beanſprucht werden ohne ſolchen Ausweis. Der katholiſche 
Geistliche tritt nicht als eine überirdiſche Erſcheinung in feine Gemeinde, 
die durch ſich ſelbſt legitimirt wäre, ſondern bedarf wie jeder irdiſche 
Menſch der Legitimation vor der bürgerlichen Obrigkeit. Kein Gerichts⸗ 
urtheil, keine Staatsautorität katholiſchen oder evangeliſchen Bekennt⸗ 
niſſes hat dies elementare Recht, das Recht der Kenntnißnahme und 
des Ausweiſes, je zu beſtreiten gewagt, kein ! P 
Recht je beitreiten laſſen, jeibft bei den Inſtitutionen der Nonnenklöſter 
und Damenſtifter, jenes Recht der Kenntniß vom Perſonalbeſtand 


und von der Legitimation der Mitglieder. Ein Geiſtlicher, der 
dies verweigert, würde ſich ſelbſt außer dem Geſetz ſtellen. Eine 


Weigerung, ſich dem Staat auszuweiſen, iſt nichts Geringeres, 
als Negation des Rechtsverhältniſſes als Unterthan. Iſt aber 
der Staat berechtigt, jederzeit und jedenorts den Geiſtlichen zum 
Ausweis über feine kirchliche Amtsſtellung zu zwingen, ſo kann 
er daſſelbe auch durch allgemeine Verordnung gebieten für jeden An⸗ 
tritt eines neuen Amts. Nur wenige Staaten haben eine Veranlaſſung 
zu allgemeinen und gleichmäßigen Vorſchriften der Art gefunden. Der 
preußiſche Staat hat zu ſolcher allgemeinen Anordnung die Veran⸗ 
laſſung darin gefunden, daß das Einſpruchsrecht des Staats gegen die 
Anſtellung auf eine dreißigtägige Friſt beſchränkt werden ſoll. Gewiß 
iſt Dieter Zweck ein berechtigter; jedenfall: iſt der Staat dazu befugt, 
auch wenn der Zweck ein weniger berechtigter wäre. Denn was der 
Staat im einzelnen Fall gebieten oder verbieten mag, kann er jederzeit 
auch durch allgemeine Verordnung und Geſetz gebieten. Darauf beruht 
das ganze Verwaltungsrecht des Staats, die Grundordnung des bür⸗ 
erlichen Lebens. Und ſollte die theologiſche Anſchauung etwa dabei 
Unterſcheidungen machen, jo wird doch der geſunde Menſchenderſtand 
ſich klar machen, daß, was der Staat gebieten, er auch verordnen 
kann, und daß die Auflehnung gegen dies Gebot die Auflehnung gegen 
die ſtaatliche Rechtsordnung überhaupt iſt. Die zu Ehren Preußens 
erfundene Behauptung, daß die Erlaubniß dazu erſt von Rom erbeten 
werden müßte, iſt nichts anderes als die Erklärung, daß die römiſchen 
Geſetze unſeren deutſchen Geſetzen vorgehen und der katholiſche Unter⸗ 
than erſt einer Spezialerlaubniß bedürſe, um den deutſchen Geſetzen 
olge zu leiſten. Seine Heiligkeit der Papſt hat einem preußiſchen 
nterthan die Erfüllung ſeiner Anzeigepflicht ebenſowenig erſt zu ge⸗ 
ſtatten, wie die Erfüllung feiner Militärpflicht und ſeiner Steuerpflicht. 
— Es war wohl ein Gefühl der Unhaltbarkeit des ganzen Stand: 
punkts, wenn man dann gewöhnlich hinzufügte: Die einfache Anzeige 


einer Amtsanſtellung würde ſich die Kirche wobl gefallen laſſen. Aber 
der Staat knüpfe daran die weitere Ausſicht auf Einſpruch gegen die 


Anſtellung und Entſcheidung eines Gerichtshofes, den die Kirche nicht 
adnerkenne! Sollte Ga nun aber wirklich etwas Ungebührliches an die 
Anzeige reihen, ſo würde ſich die Kirche den weiteren ungeſetzlichen Zu⸗ 
muthungen zu widerſetzen haben. Unmöglich aber kann ſich ein Unter⸗ 
than einer allgemeinen Staatspflicht entziehen unter Lem Vorwand, 
es könnte ſich eine weitere ungeſetzliche Zumuthung daran knüpfen. 
Der zu einer Jollanmeldung Verpflichtete kann ſich ihr doch nicht ent⸗ 
ziehen mit der Behauptung, man werde ihm zu viel abfordern, der zur 
E Steueranmeldung Derpftichtete ſich nicht entziehen, weil ex ſteuerfrei zu 
fein behauptet. der Miltärpflicht véi nicht entziehen, weil er behauptet, 
man werde ihn zu lange dienen laſſen. Das alles ſind Rechtsaus⸗ 
flüchte, wie Te ein ſchlauer Advokat einer ränkeſüchtigen Partei an die 
Hand giebt, alſo rechtlich völlig haltloſe, abenteuerliche Behauptungen, 
um den offenen Ungeborſam gegen das Geſeßz zu beſchönigen. Es üt 
eben das Gefühl der rechtlichen Unhaltbarkeit, welches die Gegner 

dahingetrieben hat, den Ungehorſam für einen römiſch⸗katholiſchen Glau⸗ 
bensartikel aus ugeben. Allein es genügt doch nicht, einen Glaubens⸗ 
> Sat gegen das Stagtsgeſetz zu behaupten: man muß den Glaubensſatz 
auch beweiſen oder doch glaubwürdig zu machen ſuchen. Allein wo in der 
Welt ift eine Silbe zu finden in der heiligen Schrift, im kanoniſchen 
echt, inden G aubensnormen der Tönen Kirche — auch nur eine 
ilbe Über die Unzuläſſigteit einer Legitimation für das geiſtliche Amt 
or der bürgerlichen Obrigfeit? Ließe ſich ein Glaubensſaß daraus 
machen, To wäre das ſicherlich im Syllabus, in der Doc oder in 
einem Nachtrag dazu geſchehen. Daß es kein Glaubeneſatz it ergiebt 
das eigene Verhalten der römiſchen Kirche. Wo die Landesgeſetze 


Fragen berechtigt ſein: in ſtaatskirchlichen Kämpfen wird dies Ver⸗ 


kein Kleinſtaat hat ſich dies 
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ſolche Anzeigen allgemein für alle Anitellungen oder doch für die 
ordentlichen Pfarrſtellen vorſchreiben, find ſolche nicht blos in reußen, 
ſondern ebenſo in anderen deutſchen Staaten, bald enger, bald weiter, 
bald fo, bald jo, je nachdem die einzelnen Staaten ſich mehr oder 
Wan Verdienſte um die römiſche Kirche erworben haben, wie ein 
päpſtlicher Erlaß ſagt. Aus ſolchen Maximen der römiſchen Kirchen⸗ 
verwaltung aber angebliche Glaubensſätze machen zu wollen: das ver⸗ 
bietet nicht ſowohl der Staat als das poſitive Chriſtenthum, welches 
keine Glaubenswahrheiten kennt, die bald ganz, bald halb, bald gar 
nicht gelten ſollen, je nachdem dem Kirchenregiment mehr oder weniger 
Vortheile dafür geboten werden. Der chriſtliche Staat kann ſolchen 
Ablaßhandel mit Glaubensſätzen nicht anerkennen, und wenn es 
wirklich Glauben sſätze wären, jo würde der deutſche Unterthan mit 
der Beruſung darauf das Grundgeſetz verletzen, das er täglich ſelbſt 
anruft: den oberſten Grundſatz unſerer Verfaſſung, Artikel 12: „Den 
bürgerlichen und, t e A Pflichten, darf durch die Ausübung 
der Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen.“ Iſt hiernach die vom 
Zentrum eingenommene Stellung rechtlich eben ſo haltlos wie als 
Glaubensſat fo bleibt als letzte Zuflucht nur die Behauptung, es 
würden in Preußen mit der Anzeigepflicht den Biſchöfen neue, un⸗ 
billige, unerhörte Zumuthungen gemacht. Neue Zumutbungen inſofern 
ſicher nicht, als die Anzeigen bis 1840 in Preußen kontinuirlich 
gemacht find, noch ehe ſie landesgeſetzliche Vorſchrift geworden waren. 
Aber auch kein deutſcher Kleinſtaat hat ſich bisher der Souveränetät 
des römiſchen Stuhles jo weit unterworfen, daß er ſich die An⸗ 
ſtellung jedes Ausländers, jeder beſtraften Perſon hätte gefallen laſſen, 
am wenigſten der wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt be⸗ 
Tratten Perſonen. Unſere älteren Landesverfaſſungen reſerviren 
vielmehr ein allgemeines Widerſpruchsrecht des Staates entweder 
pojitiv, indem ſie der Staatsgewalt allgemein die „Beſtätigung“ aller 
pfarramtlichen Anſtellungen vorbehalten wie in Balern, oder negativ 
wie das preußiſche Landrecht und die meiſten anderen, in dem ſie durch 
das Aufſichtsrecht als jus cavendi, prohibendi, interdicendi die Zurück⸗ 
weiſung eines Geiſtlichen allgemein vorbehält und durch Verwaltungs⸗ 
Erelution, d. h. durch Geldbuße, Haft und körperlichen Zwang durch⸗ 
ſezen. Die proteſtantiſche Kirche hat ſich auch jederzeit dem ſtagtlichen 
Recht gefügt, auch wo ſie von Hauſe aus die herrſchende und allein 
berechtigte war, ſobald fie zu einem katholiſchen Staatsganzen hinzu⸗ 
trat. Sie hat in dieſen wie in allen anderen ftreitigen Fragen niemals 
im Staate Baiern die impertinente Behauptung entgegengeſtellt, daß 
die ſehr viel weiter gehenden bairiſchen Geſetze für ſie nicht bindend 
ſeien, weil ſolche Geſetze von einem katholiſchen König, einem katho⸗ 
liſchen Miniſterium, einem überwiegend katholiſchen Reichsrath und 
Abgeordnetenhauſe gegeben wurden. Die Neuerungen des letzten 
Menſchenalters beſtehen nur darin, daß die Staatsgewalt ſich nicht 
mehr in Glaubens⸗ und innere Sachen der Kirche einmiſchen will, ſon⸗ 
dern ihren Einſpruch auf rein ſtaatliche Gründe beſchränkt. Darauf 
beruht die Faſſung der neueren Geſetze, wie im Würtembergiſchen von 
1862: „Alle Kirchenämter dürfen nur an ſolche verliehen werden, welche 
nicht von der Staatsregierung unter Anführung von Thatſachen als 
ihr in bürgerlicher oder politiſcher 2 eziehung mißfällig erklärt werden.“ 
Gleich weit iſt die exclusiya des Staats in Baden oe "elt ſeit 1860. 
In Oeſterreich iſt ſie auf ein „in ſittlicher und ſtaatsbürgerlicher Hin⸗ 
licht vorwurfsfreies Verhalten” ge bellt. Das Unerhörte in den preußi⸗ 
ſchen Maigeſetzen beſteht nur in zwei Punkten: 1) nicht jede Miß⸗ 
fälligkeit in bürgerlicher oder poſitiſcher Beziehung, ſondern nur ein 
durch Thatſachen bekundeter Widerſtand gegen die Staatsgeſetze oder 
Störung des öffentlichen Friedens berechtigt den Staat zur Aus⸗ 
ſchließung, und 2) über den Ausſchließungsgrund entſcheidet endgültig 
ein Gerichtshof. Das Unerhörte in der preußiſchen Geſetzgebung be⸗ 
ſchränkt ſich alſo darauf, daß der preußiſche Staat allein der Kirche 
einen gerichtlichen Schutz dagegen gewährt, daß ſich der Staat 
niemals in Glaubens⸗ und innere Streitigkeiten miſchen wird, ſowie 
darin, daß die allgemeine Ausſchließung wegen politiſcher Miß⸗ 
fälligkeit auf zwei beſtimmte Fälle beſchränkt wird. Dies it das 
wirkliche unjeum der preußiſchen Geſetzgebung, von dem die Wahr⸗ 
RE unferer Gegner behauptet, in Preußen würden zur Zeit alle 
atholiſchen Geiſtlichen nach dem Belieben der Staatsgewalt angeſtellt. 
Ich komme zu meinen Schlußfolgerungen. Die Staatsregierung hat 
es der öffentlichen Meinung nicht leicht gemacht, in dem Geſetzentwurf 
mit ſeinen völlig ungleichartigen Vorſchlägen einen Plan und Faden 
zu finden. Aber dieſer Theil der Vorlage iſt verſtändlich. Will der 
Staat Alles thun was er kann, um den verwaiſten katholiſchen Ge⸗ 
meinden zu helfen, ſo kann er dieſe Konzeſſion ſich, feinen Unterthanen 
und dem Beruf der Seelſorge machen, damit Recht thun und Nieman⸗ 
den ſcheuen, Er verfolgt aber einen Plan, der auch eine politiſche Be⸗ 
rechtigung hat, denn er beſeitigt damit die Operationsbaſis, auf der der 
klerifale Feldzug gegen den Staat geführt worden iſt. Fügt ſich das 
Kirchenregiment und kommt mit der geordneten Anzeige die normale 
Beſetzung der Pfarren in Gang, jo zerfällt jene Basis von ſelbſt. 
Wird der Widerſtand dagegen fortgeſetzt, ſo fallt alle Gehäſſigkeit, die 
man dem Staat angedichtet, auf ihre Urheber zurück, und es wird nun 
erſt für Jedermann im Volle verſtändſich, daß nicht der Staat, ſon⸗ 
dern der hochmüthige Souveränetätsdünkel des Klerus die Gemeinden 
ihrer Pfarrer beraubt und mit erdichteten Vorwänden ſich den ſtaat⸗ 
lichen Geſetzen entzieht. Es fallen dann die ſcharfen Schlaglichter von 
allen Seiten auf die Kampfweiſe des Zentrums in gemeinverſtändlicher 
Weiſe, und es wird der feine Plan durchſichtig, wie er ſeinerzeit einge⸗ 
fädelt worden iſt, ſo fein angelegt wie ein Konſortium von rabbuliſti⸗ 
ſchen Advokaten, erhitzten Kleritern und partikulariſtiſchen Politikern 
nach bewährten Muſtern ihn erdenken konnte, — ein Plan, der aller 
Klugheit ungeachtet zu Schanden wird, ſobald er der öffentlichen Mei⸗ 
nung endlich verſtändlich wird. Es wird dann auch endlich die Zeit 
kommen, wo ſich den evangeliſchen Geiſtlichen und ihren Kirchenpatro⸗ 
nen, die bigger auf jener Seite ſtanden, die Augen öffnen werden. Bis 
ſoweit vermögen wir die Intentionen der Staatsregierung zu verſtehen 
und Viele von uns auch die Hand zu bieten zur Verwirklichung. Dar⸗ 
über hinaus ſind wir außer Stande, Maßregeln zu verſtehen und gut⸗ 
zuheißen, die auch nur einen berechtigten Schein eines Hufgebens von 
Grundſäten des Staates erwecken, und für die zur Zeit in irgend 
einem Nothſtand der Gemeinden keine Veranlaſſung gegeben iſt. Am 
wenigſten aber würden wir dem Irrwege folgen können, der die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Unterthanenpflicht des Klerikers zur Anzeige und Legiti⸗ 
mation bei der Obrigkeit als eine Konzeſſion der Kirche anſehen wollte, 
für die der Staat irgend eine Gegenkonzeſſton zu gewähren hätte. Wir 
hoffen vielmehr, daß die preußiſche Regierung ſelbſt dieſe Zumuthung 
als ihrer Würde nicht entſprechend ablehnen wird. Mit Beſtimmungen 
wie in Artikel 4 und 9 dieſes Geſetzentwurfs würde, wie ich glaube, 
für uns Alle das Ganze unannehmbar fein. (Beifall links.) 

Kultusminiſter v. Puttkamer: M. H., es iſt mir keines“ 
wegs unerwartet geweſen, daß die Disfufjion bei Art. 1 ſehr weſentlich 
auf ollgemeine Geſichtspunkte zurückgreifen würde. Der Abg. Reichen⸗ 
ſperger ſagte, der Inhalt der Vorlage ſei aus den Kommifſions⸗ 
berathungen jo. verſtuͤmmelt hervorgegangen, daß man nicht wiſſe, was 
von der Regierungsvorlage noch übrig ſei. Aus der Kommiſſions⸗ 
berathung iſt gar nichts herausgekommen, aber das iſt für meinen 
Standpunkt ein relativ günſtiges Ergebniß, denn wir haben es nun 
lediglich mit der Regierungsvorlage zu thun. Nun ſtoße ich gleich auf 
eine mir höchſt bedenkliche Aeußerung des Abg. Reichenſperger. Er 
ſagt, er müſſe aus der Haltung einer der Parteien dieſes Hauſes ent⸗ 
nehmen, daß der Regierung doch wohl eigentlich nicht ſo ſehr viel an 
der Vorlage liegen kann. Die Regierung kann in einer Frage, wie 
dieſer, ihre Entſchließung nicht davon abhängig machen, wie die Par⸗ 
teien zu der Vorlage ſtehen. Bei dieſen Dingen muß fie lediglich von 
dem Bewußtſein ihrer Pflicht gegen das Land erfüllt ſein. Sie bringt 
Ihnen eine wohldurchdachte Vorlage, die ſie vertheidigen wird, und 
von der ſie hofft, daß ſie wenigſtens in ihren Grundprinzipien von 
dem Hauſe Annahme finden wird. Noch bedenklicher iſt mir die 
Inſinuation des Abg. Reichenſperger: in der Regierung müſſe wohl 
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Vorlage vielleicht zu Stande kommt. 
vom Zentrum — ich darf wohl den 
ſammenhang zum Zentrum rechnen 
lich zwei Dinge aus dem Artikel 
welcher vorſchreibt, daß diejenigen aus 
der Regierung ſollen beſtimmt wer 
liſiirend angeſehen werden 
wiſſenſchaſtliche Staatsprüf 
niſation übexlaſſen, 
Faſſung: 
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hindurchgeht. Sie wollen nm beſänftigen, ſie WE 
aufheben und zwar in einer Weiſe, daß wenn dieſe Ami An 
ments angenommen werden, bei Licht beſehen, von un , 


kirchenpolitiſchen Deco Nichts mehr übrig bleibt. (Sehr ni 
im Zentrum.) Ja, er auben Sie mir dann auf Ihr „Sehr Ger 
mit der Frage zu erwidern, ob Sie das wirklich bei der gehn 
wärtigen Situation für den richtigen Weg halten, die Regie 
dazu zu ſtimmen, daß fie den religiöſen Bedürfniſſen uu 0 
katholiſchen Mitbürger wirklich in der Weiſe entgegenkommt, wie lh 
es beabſichtigt. Ich will dabei gleich einichalten, unſer Verbot \ 
zum Zentrum iſt in dieſer Frage wirklich für uns nicht das Entſeh 
dende, ſondern das Entſcheidende für uns iſt unſere Ueberzeug 

daß wir es nicht mit dem Zentrum, ſondern mit unſeren katholl 
Unterthanen zu thun haben, den wir gerne helſen möchten. Der e 
geordnete Reichenſperger hat, ich glaube ſein Herr Bruder war Tue 
in der Generaldebatte über dieſen Punkt ſprach, geſagt, wir DI 
auch in der Vorlage liegt ein gan; verhängnißvoller politiſcher Sie 
gedanke, wan will uns vernichten, wenn man kann. So aen d 
Ich ich die Sache nicht an. Kommt die Vorlage zur Annahme o 
Wirkſamkeit, dann knüpfe ich allerdings an ihre weitere Entwicke sl 
auch einen politischen Wunſch, es iſt nicht der der Vernichtung ) 
Jentrums, ſondern des allmäligen Verduftens. (Große Heiter 
Ich bitte für dieſen vulgären Ausdruck bei 


d einer ernſten Golf 
Entjchuldigung, Ich habe mit dieſem Worte dem Gedanken Audi 


egeben, den Abgeordneten Reichenſperger damals ſelbſt ausgeſpaſſch 
hat. Daher ſehe ich darin keine Invektive. Er ſagte ausdrin on 
„mit dieſer Borlage werden De uns nicht an den Kragen komme 
ſchaffen Sie den Kulturkampf aus der Welt, dann werden wir belt 
ſchwinden, denn — das ſetze ich hinzu — eine Partei lebt ` SI d 
Element, auf dem fie ſich aufgebau: hat, und wenn dieſes Za f 
Welt geſchafft iſt, dann zerbröckelt ie.” Das iſt meine politiſche 

nung, die ich als ehrlicher Mann vor Ihnen offen ausſpreche u 


4 
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n dieſe Vorlage knüpfe. Ob fie ſich erfüllen wird, in welchem | ganzen Vorlage wie fie jetzt iſt, aus lirchlichen und mehr 
aße, das wann, ſind Dinge, die über den Horizont der heutigen [noch aus ſtaatlichen Rückſichten; ihr Erfolg wird nur ſein, 
batte gehen. Aher ich habe mich doch verpflichtet gehalten, dieſen] daß ftatt des regelrechten Kriegs ſetzt der a an 
alen zum vorübergehenden Ausdruck zu bringen. % die Reihe kommt, der illopalſte und erbittertſte aller Kriege. 
a wende mich nun den Anträgen zu; der Antrag Brüel iſt Inwiefern die Vorlage durch Verbeſſerungen annehmbar wird, werden 
Acht zu Gunſten der Vorlage, ſondern gegen die Vorlage geſtellt. wir am Schluſſe der Verhandlungen ſehen. Mit dem Abg. Bandemer 
Jeshalb muß ich mich gegen denſelben erklären. Der Antrag von bin ich darin einverſtanden, daß die Nr. 3 des Art. 1 bejeitigt werden 
krundemer weicht in mehreren Punkten von der Vorlage ab; einmal | muß; aber es bedarf der gänzlichen Abſchaffung des Kulturexamens, 
mahnt er ausdrücklich die Anzeigepflicht; materiell iſt dagegen nichts | das auch den evangeliſchen Geiſtlichen nur unnütze Mühe und Koſten 
hwalcwenden, denn die Regierung hat keinen Artikel vorgeſchlagen, macht. Wenn es der Regierung damit Ernſt iſt, ſo muß ſie meinen 
0 cher den Dispens von der Anzeige Geer ſie iſt alſo gar nicht [Vorſchlag annehmen; wenn ſie aber nur die Vollmacht dazu erhält 
ii der Lage, von der Benennung der Geiſtlichen zu dispenſiren außer⸗ und es nicht thut, jo wird Niemand die katholiſchen Abgeordneten für 
müßte dann dem Wortlaute des Geſetzes vom 11. Mai 1873 ent⸗ ihre Abſtimmung verantwortlich machen, ſondern die Verantwortung 
ſprechend noch hinzugefügt werden, daß gegen die betreffenden Per⸗ wird bei der Regierung bleiben. (Lebhafter Beifall im Zentrum; 
onen auch kein Einſpruch ſeitens des Staates erhoben Tei. Dann Ziſchen auf allen anderen Seiten des Hauſes.) 


nannt. — Das Verbot der Getreide⸗Ausfuhr ift aufgehoben 3 
worden. % 
Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 


Für den Inbalt der folgenden Lartheilungen und teg 
übernimmt die Redaktion feine Verantworhing. a 


Ge 
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Meteorologiſche Beobachtungen an vier 
im Juni 1880. ES 

` Barometer auf e 

2 E e e Gr. reduz. Gë Wind. 

— 82 m Seehöhe. 


18. ode 2 7566 | NO mäßig | trübe Io 


Si rue N taat en f 5 18. Abnds. 10 A indſti / o 
Al er ausländiſche Geiſtliche nur in Grenzdiſtrikten zulaſſen, auch da⸗ „Abg. Schmidt (Sagan) weiſt zunächſt den Angriff des Abg. 19. ae, a 870 | none | heiter 92 10 5 ës: 
eh läßt ſich nicht viel einwenden. Bedenklich iſt aber, was im An⸗ Reichenſperger zurück, der der freikonſervativen Partei vorgeworfen Am 18. Wärme⸗Maximum +23°,3 Celſius. ` - 
Du 2 2 


gage nicht ſteht, nämlich die Wa e der Nr. 3 der Vorlage. | hat, daß ſie ſich „die Freiheit genommen habe“, gegen die Vor⸗ 
well der Staat das Recht hat, von den Geiſtlichen die nothwendige lage zu ſprechen und zu ſtimmen, dieſelbe ſogar zu amendiren. 
gaſenſchaftliche Vorbildung und einen gewiſſen nationalen Geiſt zu Das beweiſe nur, wie leicht der Menſch geneigt ſei, von ſich auf 
ngen, io kann er auch das Recht verlangen, gewiſſe Einflüſſe von | andere zu schließen; vermuthlich tft der Abg. Reichenſperger gewöhnt, 
ſelben fern zu halten. Es iſt aber notoriſch, daß eine Anzahl von von anderer Seite her Direktiven zu erhalten, denen er unweigerlich 
chen und kirchlichen Bildungsanitalten beſteht, welche in einem folgt, und es ſetzt ihn in das höchſte Erſtaunen, daß die freikonſerva⸗ 
Deutichen Sinne geleitet werden. Wenn gerade in der Uebergangs⸗ tive Partei mit ſelbſtſtändiger Kritik an dieſe Vorlage berantrete. Hin⸗ 
auf die Zahl derjenigen Geiſtlichen, die im Auslande gebildet find, ſichtlich des wichtigſten Punktes befinde fich die freikonſervative Partei 
r wird zurückgegriffen werden müſſen, als ſonſt wohl, jo muß dieſe] mit der Regierung in Uebereinſtimmung, nämlich in Bezug auf die 
Fe ins Geſetz gebracht werden, die früher nicht nöthig war. Das Anzeigepflicht die Unterwerfung unter dieſen Punkt der Geſetze ſei 
nichicnts ſo ſchlimmes, wie man es in der Kommiſſion darzuſtellen auch für ſie eine conditio sine qua non für die weitere Ordnung der 
bat, wo man es ſogar bezeichnet hat als ein Attentat auf die | itreitigen Verhältniſſe. Dieſer Grundſatz mußte deshalb im Art. 1 zum 
Hügigkeit (Zuruf: Freiheit!) — als ein Attentat auf die Freiheit? [Ansdruck kommen. 2 
N die Freiheit ſich zu bilden hat ein Jeder, aber die Freiheit ſich zu Vom Abgeordneten Stengel wird noch eventuell beantragt, 
den für ein beſtimmtes Amt, hat nicht ein Jeder! Sehr richtig!) [dem Amendement von Bandemer die Nr. 3 der Regierungsvorlage bin 
je Nr. 3 iſt für die Uebergangszeit abſolut nothwendig. Ich kann zuzufügen. 


— Wärme-Minimum 14,0 


Waſſerſtand der Warthe, 
Poſen, am o Juni Mittags a Meter. 


2 2 2 


Telegrapyiſche Dörſenberichte⸗ 

8 19 Jun our, 8 e 

Frantfurt a. i., 18. Juni. (S chluß⸗Courſe. d 

Lond. Zeie 20,487. Pariſer do. 81,05, E & 1390 cher. 2 
SA. 174. Rheiniiche bo, 1595. Heft. Ladwigsb. 1018. KA. An Anth 
1327. Reichsanl. 994}. Reichsbank 1493. Darmitb. 1474. Meinin er 
B. 974. Oeſt.⸗ung. Bk. 721 50. Kreditaktien“) 2464 Siſberrente ER 
Papierrente 638. Goldrente 77%. Ung. Goldrente 354. 1860er Looſe 
1278. 1864er Looſe 312,50. Gun, Staatsl. 221.50. do. Oſtb.⸗Obl. Ge 


datzer nur bitten, die Vorlage anzunehmen und damit das Funda⸗ Die Diskuſſion wird darauf geſchloſſen. In der Abſtimmung wird | 88. Böhm. Weftbahn 1985. ECliſabethb. 1653. Nordweſtb. 147. 
für den Frieden zu geben. (Beifall rechts.) der Antrag Brüel zunächſt gegen die Stimmen des Zentrums abge- Galizier 2354. Franzoſen?) 246. Lombarden“) 735. Italiener 


—. 1877er Ruſſen 943. B. Orientanl. 614 Zentr. g Sa 
pel e e Elbthalbahn —. i r. Paeiſte 110. 
. Nach Schluß der Börſe: Kiebitaftien 2468, Franzoſen 24 

uer 2383, ungariſche Goldrente 95 ;, 1. Oriemanſeihe Gl, Ah 
Looſe —, Ul. Orientanleihe 6145, Lombarden —, Schweizer. Zentral⸗ 
bahn —, Mainz⸗Ludwigshafen —, 1877er Ruſſen 94. 


Aa Abg. Stroſſer für Art. 1: Ich hätte es lieber geſehen, wenn lehnt. Darauf werden die Unteranträge v. Cunv und Stengel 
lat der Vorlage über die diskretionäre Gewalt eine ſolche über die zum Antrage v. Bandemer (letzterer mit 205 gegen 182 Stimmen) ab⸗ 
kwänderung der Maigeſetze ſelbſt an uns gekommen wäre. Weil aber gelehnt; vom Antrage Stengel wird der die Nr. 1 betreffende ange⸗ 
uch dieſe Vorlage ein Schritt zum Frieden iſt, eine Abſchlagszahlung nommen; die Nr. 2 der Regierungsvorlage wird gegen die Stimmen 
uf unſere Beitrebungen, ſtimmen wir mit Freuden für dieſelbe, denn der Minister v. Kamele und v. Puttkamer dem Antrage Stengel ge⸗ 
an beſeitigt viel Unheil, das der Kulturkampf in der katholiſchen Kirche mäß gestrichen; dagegen wird die von demſelben Abgeordneten bean⸗ 
richtet hat. Ich kann nicht, wie der Abg. Gneiſt, die Regierung] tragte Wiederaufnahme der Nr. 3 abgelehnt. Nach dieſen eventuellen 
wc aller Schuld für das Entbrennen des Kulturkampfes freifprechen, | Abſtinmungen wird nunmehr definitiv tiber den Antrag v. Bandemer 
g d auch hier für mich die Perſonenfrage allein maßgebend 18. Hät⸗ und über die durch den freikonſervativen Antrag veränderte Regierungs⸗ 
wir in den Jahren 1871 bis 173 den Kultusminiſter v. Puttkamer vorlage abgeſtimmt, die nunmehr beide identiſch ſind; 
ghabt, jo wäre die Maigeſetzgebung gar nicht gekommen oder Doch | der Antrag v. Bandemer wird gegen die Stimmen der beiden konſer⸗ 
anigſtens in anderer Weiſe, dagegen haben noch die letzten beiden Re⸗ vativen Parteien und des Abg. Gneiſt abgelehnt; ebenſo wird die 

des Abg. Falk gezeigt, von welchem Kulturkampffeuer derſelbe bejeelt | amendirte Regierungsvorlage mit 206 gegen 180 Stimmen ab⸗ 


Frankfurt a. M., 18 Juni. Effekten⸗ Sozietät. Kreditaktien 
„0 Framoſen 2 f 273, Galizi 
2381, öſterreich. Silberrente 644. ungariſche Goldrente 95g, 1. Drientans 
leihe 61}, öfter. Goldrente 77%, Papierrente 63%, UI. Orientanleihe 
Der rg, Gneiſt wäſcht heute mit einer Ungenirtheit ohne Glei⸗[gelehnt (dafür fimmen die beiden konſerbativen Parteien und 
ſeine Hände in Unſchuld, und doch hat ſeine Partei bei der Veran⸗ die Abgeordneten Loewe (Bochum), Gneiſt, von Bennigſen, Hanſen, 
Jung des Kulturkampfes eine große Rolle geſpielt. Sein Referat über [v. Sybel, Lauenſtein, Köhler, Grumbrecht, Jacoby, v. Cuny, Baare, 
I Kloſterſturmfrage zildete eines der erſten Momente des Kulturkampſes. Kropp, Lantzius⸗Beninga, v. Benda, Schwellwitz, Hammacher; — 
lit raſender Eile folgten die Geſetze vom 11., 12. und 13. Mar auf | dagegen ſtimmt das Centrum, die Fortſchrittspartei und die übri⸗ 
nder — ſie fallen wunderbar gerade auf Pankratius, Servatius | gen Nationalliberalen.) 

Mamertus (Heiterkeit) — fie haben viele Blüthen auf dem Ge⸗ Um 5} Uhr vertagt das Haus die weitere Berathung bis Sonn: 
E der Kirche zerſtört und wir können Gott danken, daß wir jetzt im | abend 11 Uhr. 
mein Geſetz machen, wo alle Blüthen fröhlich auſſpringen. In den nnn EEE 
Dr eſetzen griff auch der Staat in mancher Hinſicht ‚auf das Gebiet Fo = ES 
ES über, ſonſt E 19 auch EE 1 N hi d 1 d 3 0 8 
deen, laſſen und der Kulturkampf wäre nicht entbrannt, aber dieſe Cp X d 
beim) in ſeiner Geſammtheit . Wen SE nicht erlegrapgi je E f yet Ren. 
nt Der Abg. Gneif ach einer Bibelſtelle gt, welch ; 7 Jun; ; ö 
e Kl Deier e E Ihr Se 100 Be Paris, 17. Juni. Die Deputirtenkammer begann heute 
len Jüngern: „Mir ift gegeben Allgewalt im Himmel und auf die Berathung des Budgets und genehmigte den Etat des Mini⸗ 
Kei Gehet hin und lehret alle Völker, was ich Euch jagen werde.” ſteriums der Poſten und Telegraphen, ſowie denjenigen der 


hett nicht gejagt, daß fie für ihr Lehramt erſt die Erlaubniß des Ehrenlegion. Die Berathung der Vorlage, betreffend die Militär⸗ 
Gen Kaiſers einholen ſollen. (Beifall.) Die Kirche hat aber auch DT e 9 e ee . TC 
Staate gegenüber ein in achtzehn Jahrhunderten in heißen Käm⸗ verwaltung, war auf Wunſch des Kriegeminiſters vorher abge⸗ 
errungenes hiſtoriſches Recht und wie wir die unveräußerlichen | brochen, welcher für morgen weitere Mittheilungen der Regie⸗ 
te RÄ Wee TG, Nen 10 WE le 11 90 cl rung über bieten Gegenſtand in Ausſicht ſtellt. 
che geſchehen. Der g. v. Bennigſen hat die Rückkehr der ab⸗ BEA uin : Au 47857 ` EA 
lezten Biſchöfe als eine ſchwere Niederlage des Staates bezeichnet. Brüſſel, E Juni. Die „Jude pendanee belge“ will wiſſen, 
fig Meiner Heimath, der Diözeſe Münfter, würde man ein daß in Folge des Reſultats der jüngſten Wahlen der belgiſche 
es Reſulkat dagegen mit der größten Freude begrüßen. | Episkopat ſich dem neuen Schulgeſetz unterwerfen und an dem 
n ee A RAR SC 5 len, im Monat Auguſt ſtattfindenden Nationalfeſt ſich betheiligen 
VI, die Beſeitigung des Zivilſtandsgeſetzes, die Emanzipation] werde. 5 Quelle zufolge mache der Vatikan im gleichen 
bn, ie von den Meinungen der wechſelnden Kultusminiſter und die [Sinne ſeinen Einfluß geltend, um zugleich der Aufhebung der 
1 ung e eg sta e e ee, belgiſchen Geſandtſchaft beim päpfilihen Stuhle vorzubeugen. 
e oleiner ſtgatsrechtlichen Befugniſſe auf das Staatsminiſterium. j 3 rk Ai S 
Ihe Abg. Öneiit tagt, die Katholiken reſpektirten die preußischen Ge⸗ London, 18. Juni. Unterhaus. Auf eine Anfrage 
on alt, wenn fie von Nom dazu autoriſirt würden. Das gilt nur Bartlett's erwiederte der Premier Gladſtone, die Regierung habe 
In „leben, die ſich auf ihre Kirche beziehen, nicht von ſolchen, die [nie eine Erklärung abgegeben, welche auf die Erzwingung der 
e e Sg 1 9 a 12 9 5 e zu Durchführung irgend einer Beſtimmung des berliner Vertrages 
ur zu ke Keier eilen des FOE annehme, bezogen werden könnte. Sie habe unzweifelhaft die Abſicht, mit 
29 Abg. Brüel gegen Art. 1. (Schwer verſtändlich.) Der Abg.] völliger Unparteilichkeit gegenüber der Türkei wie Rußland, ge⸗ 
wll hat nur ſeine früheren Ausführungen wiederholt, nach denen] genüber Muſelmännern wie Chriſten zu verfahren. Er habe bis⸗ 
wl wundern Ge 10 Due Si e “br her nichts von einer Verletzung des Vertrages gehört und habe 
hl ſei. J efinde mich in erfreulicher Uebereinſtimmung mi ; Ets ; Ia Arafat ` 
d droen des Abg. Stroſſer; doch meine ich nicht, daß der notb- cbenſowenig erfahren, daß SEN nicht als Freihafen etablirt 
ige Friede mit der Annahme dieſer Vorlage da ſei. Dieſe bietet | Tel, Die Regierung halte an der Ausführung des berliner Ver⸗ 
0 fatholiichen Kirche nur die Möglichkeit, von vorn anzufangen, und | trages dem Buchſtaben und Geiſte nach noch feſt. Die Schleifung 
f un a ſie 75 im 1 ee 4 i Sehr der Feſtung ſei eine koſtſpielige und zeitraubende Sache, er gebe aber 
giebt, werden wir den Frieden haben, noch nicht. (S g SE am Ser S 
10 links.) Ich ſpreche durchaus vom proteſtantiſchen Stand⸗ zu, daß die en eee . 1 Rl 
lib: die katholiſchen Mitglieder des Zentrums, find daher führt werden müßten. Falls Bulgarien oder Oſtrume ien der Rück⸗ 
u deine Anträge nicht verantwortlich, wie der Kultusminiſter meinte. kehr der Flüchtlinge in ungehöriger Weiſe entgegentreten ſollten, ſei es 
e ich niht wie andere Cvangeliſche den Papſt als den Pflicht der engliſchen Regierung, Alles zum Schutze derſelben auf⸗ 
vol an: durch das Studium der Geschichte und die Erfahrung zubieten. Cowen gegenüber erklärte Gladſtone, es ſei ſelbſtver⸗ 
Ben ch mich überzeugt, daß in der katholiſchen Kirche ein chriſtlicher ]] zuübteleh. e Sek Ne Nationalitä 7 Ze 
dt, nn ein chriſtliches Leben reiche Früchte trägt. In den legten ſtändlich, daß ſowohl auf die Nationa tät wie auf alle dortigen 
Au enten hat man nun in Preußen die katholische Kirche unter Zuſtände in der albaneſiſchen Frage Rücksicht genommen werden 
leitung zu bringen geſtrebt: das war der Grund der Feindſchaft. müſſe, ebenſo wie das auch andern Ländern gegenüber geſchehe. 
bn tellung geziemt der katholiſchen Kirche nicht. In der „Nord: Gett EEN 5555 9 P „ erklä 
ln Allg. Ztg.” wurde feiner mit Recht bemerkt, alle Konzeſſionen, Petersburg, 18. Juni. Die „Agence Ruſſe“ erklärt 
katholiſchen Kirche ohne an der ſtaatlichen Autorität | auch ihrerſeits, daß die Antwort der Pforte keine Proteſtation 


dt werden könnten müſſe man ohne Rückſicht auf die vom Papſt n ie Entſcheid der Gout BS n der Ant: 
dng, LE S mu ben NE N I gegen die En ſcheidung der Konferenz ausſpreche. In er Ant⸗ 
ee auen man, ie der inter bete n WS et wort der Pforte werde der Unterſchied zwiſchen Mediation und 
Kl auf dem alten Standpunkt beharren will. (Cehr wahr! im | Schiedsgericht hervorgehoben. 


.) Es bedarf einer durchgreifenden Reviſion der ganzen Kirchen⸗ Bukareſt, 18. Juni. Nach hier eingegangenen Nachrichten 
gelung, namentlich auch der Che und Standesgeſetzgebung. Wir , NE eer ; Se? 

zus auf den Standpunkt der öſterreichiſchen Geſetze ftellen, die ſoll das Reſultat der Verhandlungen zwiſchen Deſterreich⸗Ungarn 
T mt das erſtreckt, was Sache des Staates iſt, die Vermögens | und Rußland in der Arabtabiafrage ein für Rumänien ungün⸗ 
d, aber die Ausübung der geistlichen Funktionen ganz ſtiges ſein, da der ganze untere Theil des Gebietes von Siliſtria 
jo daß ein Gewiſſenspwang nicht ſtattfinden kann.“ von Rumänien abgetrennt werden ſoll. Es würde Rumänien 


munten handle, hat der Mmiſter heute wideriegt. Wenn aber hierdurch unmöglich, eine Brücke bei Siliſtria errichten zu laſſen, 
un. gt ein Definitivum tt, was bat fie denn für dauernde Mil- weil dieſelbe von den angrenzenden bulgariſchen Anhöhen be 

di e die jehr geringe a und die med? Gade herrſcht werden würde. 

iſch wichtige des Art 3. e ndere iſt nur die Beibehel⸗ 5 Zë 5 RE, 2 
der alter Berfimmingen und die Nr. 3 des Art. 1 iſt ſogar eine Belgrad, 17. Juni Die Miniſter Izakovic, Velkovic, 


ärfung erſelben. Die den Motiven beigedruckten Depeichen be⸗ Margetic und Boskovie haben ihre Entlaſſungsgeſuche eingereicht. 

n die politiſche Stimme des Zentrums mit der Ge⸗ Der Fürſt hat dieſelben angenommen und Milojkovic zum Mi⸗ 
(ig weltlider Vortheile kaufen will. Das darf man gegenüber niſter des Innern, Avakumovic zum Juſtizminiſter, Jovanovic 
zum Finanzminiſter, Wafliljevic zum Unterrichtsminiſter und 
entrum.) Ich bin für Verwerfung der Zdravkovic definitiv zum Miniſter für öffentliche Arbeiten er: 


Wien, 18. Juni. (Schluß⸗Courſe.) Ziemlich feſt. Banken und 


Ungariſche Goldrente 110,70. ` (ider Looſe 122,50. 1860er Loo 
134.00. 1864er Looſe 172,50. Kreditloofe 180.50 Ungar. Prämien 


Galizier 275.25. Kaſch.⸗Oderb. 132.20. Vardubitzer 132,00. Nordweſt⸗ 
bahn 170,09, Cliſabethbahn 191,00. Nordbabn 520,00. Oeſterreich⸗ 
ung 1 . Ti. Loe — . Umonbanf 112.80. Anglo⸗ 
Auſtr. 13700. Wiener Bunkvereim 36.60 Ungar. Kredit 268,00, 
Deutiche Plage 56,90. Londoner Wechſei 117,05. Pariſer so, 4625 
Amſterdamer do. 96,50. Napoleons 9,311. Dukaten 5,51. Silber 
100.00. Marknaten 57.45 Ruſſiſche Banknoten 1,243. Lemberg⸗ 


Florenz, 18. Juni. 5 pCt. Italieniſche Rente 97,35, Gold 21 S 
2 eee Juni. Wechſel en London 253, II. Beten n 

leihe 912. III. Ori 

Jude Je Juni. Genn 88477, . Zeien GE 

prof, amorriirb. Rente 58,47}, proz. ere 86,22, i 

de 1872 120,073, Italien. 5proz. Rente 88,20, ebe Të 
rente 778, Ang. Goldrente 978, Ruſſen de 1877 988, Franzoſen 
217.50, Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 182,50, Lombard. Prioritäten 
27400. Türken de 1865 11,35, öproz. rumäniſche Anleihe 76,95, 

Credit mobilier 678, Spanier erter. 18%, do. inter 17 b, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien — Banque ottomane 552, Societe generale 573, Credit 
ſoneier 1285, Egypter 304, Banque de Paris 1152, Banque d'es compte 
840, Banque hypothecaire 612, III. Orientanleihe 62, Türken 


London, 18. Juni. Conſols 98% Italien. Oproz. Rente 878, 
Lombarden 74, Zproz. Lombarden alte 108, Zproz. ag neue 100, 
pro; Ruſſen de 1871 911, Zero, Stufen de 1872 91, Gre. Muffe 
de 1873 901, öproz, Türken de 1865 11, Sproz. fundirte Amerikaner 
1058, Oeſterr. Silberrente 65, do. Papierrenſe —, Ungar. Gold⸗ 
Rente 968, Oeſterr. Goldrente 764, Spanier 18%, Eynpter — 
Preuß. 4prozent. Conſols 99%, Aproz. bair. Anleihe 99. 
Platzdiskont 24 pCt. 
In die Bank floſſen heute 178,000 Pfd. Sterl. Ü 
„„ Wechſelnotrungen: Deutſche Plätze 20,66. Wien 11,92, Paris 
25,47. Petersburg 25. 
Newyork, 17. Juni. (Schlußkurſe.) Wechſe! uf Londo, in Gold 
4 D. 851 C. Wechſel auf Paris 5,19%. ` nft fund Anteibe 1055. 
Apt. fundirte Anleihe von 1877 1088, Erie⸗Been 363, Centres Pa ite 
114, Newnor. Centralbahn 1257. 
d Produkten⸗Courſe. 5 5 
Köln, 18. Juni. (Getreidemarkt.) Weizen biefiger loco 25,09, 
fremder loco 26,00, pr. Juli 23,25. br. November 20,30. Roggen 
loco 21,50, pr. Juli 18,90, pr. November 16,55. Hafer loco 1 ‚00. 
Rübd loco 28.80, pr. Oktobet 28,70. > K 
Hamburg, 18. Juni. (Getreidemarkt.) Weizen lokg ruhig, auf 
Termine ruhig. Roggen loto behauptet, auf Termine ruhig. Weizen 
per, Juni⸗Juli 218 Br., 217 (d., per September⸗Oktober 198 Br., 
197 Gd. Roggen per Juni⸗Juli 180 Br. 179 Gd., ver Septem⸗ 
ber⸗Oktober 163 Br. 162 Gd Hafer ſeſt. Gerſte ruhig. Nüböl 
fill, loko 55, per Okt. 57. Spiritus zubi, ‚per Juni 52} Br., per 
Juli⸗Auguſt 521 Br. per Auguſt⸗September 527 Br., ver September 
Oktober 521 Br. Kaffee ſehr feſt. Jeton 4000 Sack. Petroleum feſt, 
Standard white loo 7,60 Br. 7,50 Gd. ver Juni 7,50 Gd., per 
Auguſt⸗Dezember 8,20 Gd. — Wetter: Schön. ` 
Bremen, 18. Juni. Petroleum feſt. (Schlußhericht.) Stan⸗ 
dard white lolo 7,75 bz, ver Juni ,—, ver Juli 7,85, per Auguſt —, 
per Auguſt⸗Dezember 8,20 bz. 5 Kr: 
Amſterdam, 18. Juni. Getrerdemarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen auf Termine niedriger, per November 285. Roggen loko unver⸗ 
ändert, auf Termine ruhig, per Juni 235, pr. Juli 200 pr. Oktober 
1881 Er per Herbſt 353. Rüböl loko 32, per Herbſt 33, per Mei 
Newyork, 17. Juni. Waarenbericht. Baumwolle in Newyork 
12, do, in New⸗Orleans 114. Petroleum in Newyork 83 Gd., do. in 
Philadelphia 8 On. rohes Petroleum 63, do. Pipe line Certificats — ). 
94 C. Mehl 4 D. 40 C. Rother Winterweizen 1 D 26 C. Mais (old 
mixed) 52 C. Jucker (Fair refining Muscovados) 75. Kaffee (Rio⸗) 
144 Schmalz Marke Wilcox) 77, do. Fairbanks 78. do Rohe 
& Brothers 7 G. Speck (short Clear) 74 C. Getreidefracht 5. 
Nio de Janeiro, 16. Juni. Wechſelcours auf London 215, do. 
auf Paris 439. Tendenz des Kaffeemarktes: seit. Preis für 
good first 5800 à 5950. Durchſchnittliche Tageszufuhr 4000 Sack. 
Ausfuhr nach Nordamerika 30,000 Sack, do. nach dem Kanal und 
Nord⸗Curopa 1400 Sack, do nach dem Mittelmeere —, Sack. Vor⸗ 
rath von Kaffee in Rio 140,000 Sack. 


WH (Ch gn ee 
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Produkten -Mörſe. 
Berlin, 18. Juni. Wind: NO. Wetter: Schön 

Weizen per 1000 Kilo loto 210—240 M. 1 Qualität E 
fordert, GE Poln. m. Ger. — M. a. B. bez., feiner gelber Märliſ 
— M. ab Bahn bez., eg ni 22512247 M. bez. 1 Juni ex 
222215 M. bez., p Juli⸗Auguſt 209—2085 M. bez., per pe 
tember⸗Oktober 209720 M. bez., per Oktober⸗November — M. 
bez., per Novbr. 1 — bez. SI 1000 Zentner. Reguli⸗ 
rungspreis 2245 M. — Roggen per 1 ilo dato 202-213 M. 
nach Qual. Lahn ben Ruſſiſcher 204—205 a. B. bez. inländiſcher PCS 

210 M. ab Bahn bezahlt, 2 — M. a. B. bez. feiner — M. f. W 
N. per Juni 1954—1944 M. bez., per Juni ⸗Juli 185—1833 
bezahlt, per Juli⸗Auguſt 176—174 M. bezahlt, per Auguſt⸗ 
September — M. bez., per ER Oktober 16811674 M. bez., 
er Oktober ⸗Novbr. 166—165 M. Be: Gefündigt 4000 Stnr. 
eguinungsireis 1944 M. bezahlt. erſte 5 1000 Kilo loko 
M. nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo 
it 0 5 Wë KC Be, S 1 e 
ommerſcher — e, Oſt⸗ un eſtpreußiſcher — bez., 
Salesch 168—174 bez., Böhm. 191 1 bez., Galiziſcher — Ae, 
er Juni — — bz., per Duni = Juli 1565 M M. bez., per Juli⸗ 
Gu 1534 M. 2 per Auguſt = September — M., per Septem⸗ 
ber⸗Oktober 146 bezahle Gekündigt 2000 Zentner. Regulirungspreis 
> M. bez. — Erbſen per 1000 Kilo Kochwaare 186—205 M. 
„Futterwaare 176—185 M. — Mais per 1000 Kilo lolo 132 
Gi 130 M. bezahlt nach Qualität. Rumänifher — ab Bahn bezahlt, 
Amerikan. — f. a. K. bez. — Weizenmehl per 100 Kilo 
brutto, 00: 32 50—31.00 M. 0: 30, 5029, CO Ge: 0/1: ei 00 bis 
28,00 M. — Roggenmehl incluſive Sack, 28,00—27,00 M., 
2 270020 00. M. bez. Juni 26, 70.25 60, — M. bez. 


per 


‘ 


wO = Juli 26,20—26,25— , — M. bez., per Juli⸗Auguſt 25,24 
bis 25,9 — bez. z., per 5 8 September —.—— bez, per 

Sepienber „Oktober 24.25 — 24,2 M 
3 
23,6 9217 60 bez. 000 er Zentner. Re Ke reis . — CS 
E 205 S. / 


„ 


digt t — 
00 875 loto 
bez. — Dee per 100 Klo loko 25,1 M. bezahlt, 
ie Juni 24,7 M. bez., per Juni⸗Juli — M., per Juli⸗ ei ld 
— bez., per September⸗Oktober 25,1 M. bz., per Oktober⸗ 
Nov. 25,6 bez. Gefündigt — Zentner. Regulirungspreis — M. 
bez. — Spiritus per 100 Liter loko ohne Faß 64.5 —,— M. 
bez., per Juni 64,2—64,0 bez., per Juni⸗Juli 64, 264, Ee 
88 per Juli = Auguft 63, 2—64.0 bez., per Auguſt⸗ September 
63,6—, — bez., per September - Oktober 59,0 58,9 — — bez., 
per Olteber⸗ November — bez. Gekündigt 40,000 L Liter. Regulirungs⸗ 
preis 64,0 M. b (B. B.⸗Z.) 
S 18 Juni 1880. [Bericht der Handelskammer. 
Aue unverändert, hellbunt 210—220, . u. glaſig 220 
8 225 abfallende Qualitäten 195—200 Mar 
Go feit, loco inländiſcher 10.200 M., balaiſcher 197—198 M. 
1 N * Brauwaare 165 —170, große 162--165, klein 


9 0 CR 165—170 M. 


Rubelcours: 


EE 18. 
+ 20 Grad R. 


bis 221 M., 


M. bez., 191 M. 
170,5172,5 M. 


N 


unverändert, per 


ohne 
r., 54 3 


Gd. 


63,2 M. 


Br. u. Gd., per 


M., 
leum 


en: Kochwaare 165—175 M. Jutterwaare 160-165 M. 
Nass Rübſen: andel. 

Spiritus: pro 100 Liter A 100 nr 62,50 M. 

216,50 Mark. 


Weizen wenig verändert, per 1000 Kilo lob gelb 
de DE Ms 
per Juni⸗Juli 5 
September⸗Oktober 200 M. bez 
inländiſcher 200—204 M., ruffiſcher 190—200 M. Br. 


per Oktober⸗November 1645 M. Br. u 
afer unverändert, per 1000 Kilo lcd Pommerſcher 158.— 
uſſiſcher 150 bis 158 M. — Erbſen ohne Handel. — 


per Oktober⸗November 260 M. bez. — Rüb 
Faß bei Kleinigkeiten 55 M. 


November — M. 
abe Faß 63,2 M. bez., 
Br. u. Gd., per Juli⸗Auguſt 63,7 M. ben o 
Gd., per Auguſt — M., 


M. — Angemeldet: Nichts 

Roggen 191 M., Rüböl 54, 25 M., % 
loko 8,3—8, ) 
September: -Dftober 8,5 M. tr. bez. Oſtſee⸗ Ja, 


Raps: ohne 


Juni. (An der Börie) Wetter: Ben! 
Barometer 28,6. Wind: Dit. 


er land 
217223 M Br. 4 
M. bez., 


‚ ver Juni 224 
Auguſt 20 10 0 15 Si 


Gd., Juni-Sult 181—183 M. bez. per Jie 
bez., per September-Dftober 165—166 50 
Gd. — Gerfteohng e D 15 


BI AA 
1000 Kilo per September⸗Oktober 257 + d 
öl matt, per 1 d 
Br., per Juni⸗Juli 
per September⸗Oktober 55,5 9 M. bez., 
Spiritus matt, per 10,000 Xi 
mit Faß 63 M. bez., per Juni u 


per Juli⸗ 
— Roggen feſter, 


99 


uſt⸗ Seen 
W gal sc) 
— Aenne 
Spiritus 63,2 M. 
Kä Regulirungspreis 


per Au 
Septenber-Dfiober 58 M. ! 


AM. a 


Berlin, 18. Juni. Die Börſe eröffnete in reſervirter Haltung 
und mit zum Theil ſchwächeren Courſen. Man hatte eine günſtige 
Einwirkung von der Derabfeßung der Rate der Bank von gland 
erwartet ; ferner lauteten die Notirungen der auswärtigen Börſen 
höher. Der Einfluß des Rückganges der Glasgower Eiſen 1 para⸗ 
lyſirte aber jene günſtigen Motive, auch die Knappheit des Geldſtandes 
machte einigen Eindruck. Laurahütte und Dortmunder fixirten den 
erſten Cours unter ſcheinbar ausgedehnten e eier niedriger, auch 
Kredit⸗Aktien waren ſchwächer. Ungariſche Goldrente und Lombarden 
waren gedrückt und inländiſche Bahnen konnten bei mäßigen Umſätzen 
nur das geſtrige Niveau behaupten. =. zeigte ſich für Komman⸗ 


Fonds: u. Aktien-Bürfe, SEN 


dit⸗Antheile und deutſche Bank größeres Intereſſe. 
weſentlich an. Franzoſen notirten von vornherein höher. Nuſſen 
hielten ſich auf ihrer geſtrigen Coursbaſis. Später befeſtigte ſich die 
Haltung generell und die Courſe zogen überall an, Von öſterreichiſchen 
Bahnen waren Galizier beliebt, auch Dux⸗Bodenbach lebhaft gefragt, 
— Die Anfangs ziemlich günſtige Stimmung verlor ſich allmählich 
und die Courſe gaben . in der letzten halben Stunde theil⸗ 
weiſe nicht unbedeutend nach e ſonders ermatteten Kredit⸗Aktien, 
Laurahütte, Dortmunder Union. Die gegen baar gehandelten Werthe 
lagen im Ganzen ſtill; Eiſenbahnpapiere waren ziemlich gut behauptet, 
Bank⸗Aktien ſeſt, namentlich deutſche Bank; Bergwerks- und Induſtrie⸗ 


Bauf: u. . a e 


Erſtere zogen 
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Preußiſche eg und Geld: 5 ech 1 5 11 = 5 6 SH Se De 
ourſe ＋ V 3 „29 erlin⸗Anha 
Conſol. Anleihe 4105,00 bz 4105,50 bz do. Kaſſen⸗ Verein. 4 1169,00 2 Berlin⸗Dresden 
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do. „ 3 Stectiner Nat. Hyp. D 
Landſch. Central d | 99,60 bz G do. a 100,40 ba G 4 139.25 bz G ane, 957 5 4 ae 50 bz 
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ofeniche, neue 1 100.00 bz 11600 b. G 05,25 G 4 159,10 bz 
ST, al, Dy 02,30 © 220 0 8 Die. ne 1 9450 G 4 1990 98 
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eſtwr. ritterſch. 4699,50 B do. St.-Eiib.Aft. |5 | 92,00 bz 97/5 H 0 
do. 4 | 99,50 B — 221.75 b 4 | 97,05 © 19 14 C. v. St gar. 47 105, 
do. ,, [410030 bs G 6 ; 4160,25 © [Weimar⸗Geraer 4 52,40 
do. II. Serie 5 6 4 50,00 bz G - 
do. neue 4 6 Defterr. Kredit H Albrechtsbahn 5 27.70 bz 
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Warſchauer 103,50 bez. 
93 bez. und Gd., Potsdamer Pferdebahn 103,50 bez. und Gd. 
Schluß war ſchwach. 
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Eliſabeth⸗Weſtbahn ö 8660 
ag e 5 90 
0 o. 


5 
éi 
102,60 K K 5 
102,50 8 do. do. IV. (5 
101,75 bz Lemberg⸗Czernow. J. 5 
do. 11.15 
do. 11.15 
a Dat, e A 
99,50 cal Lef . 8.0. fr. 
4 99,50 8 Mainz⸗Ludwigsb. 54 
47.102,50 G do. do. 3 
4101,80 © Oeſterr.⸗Irz.⸗Stsb. 3 
4 do. Ergänzsb. 3 
4 | 99,40 ba [Oeſterr.⸗Frz.⸗Stsb. \5 
499,40 bz do. II. Em. 5 1 | 
40 Oeſterr. Nordweſt. 5 
4 | 99,40 bet Viet Jemp Lit. Da 
43 do. Geld⸗Priorit. ö 
45 Kaſchau⸗Oderb. gar. 5 
G04 103,50 6 Kronpr. Rud.⸗Bahn 5 
rs OC 44102,90 G do. do. 18695 
do. Litt. I. 441 102, 90 G do. do. 187215 
1876 5 106,00 bai Rab⸗Graz Pr.⸗A. 4 
IV. 4 | 99,60 eg Reichenb.⸗Pardubitz 5 
145 99,60 bz [Südöſterr. ee 3 
0 b m 18 
03,5 É . . 
nee do. do. 18766 
do. do. 18776 
do. do. 18786 
do. Oblig. 15 


Breſi⸗Graſewo 5 


4 108, 80 > 3 oron. gars 

e gar 

+ 2 Koslow⸗Woron, Ob. N 
1 gar: 

( 1) 


99,40 K.⸗Chark⸗Aſ. 
G E get. 5 
99,60 B goſowo⸗ a 
99,5 Mosko⸗Rijäſan 6 
a Mosk.⸗Smolensk ö 
Schuja⸗Jvanow. 
9 5 
klein io 
2} Wars ſau⸗Wien 1.15 
unn federn Zë 
do V. o 
103,80 bat arskoe⸗Selo 5 


